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§ 25d

Hauptverhandlung nach Zurückweisung an das Gericht 
erster Instanz

(1) Wird das erstinstanzliche Urteil im vollen Um­
fange aufgehoben, richtet sich die erneute Hauptver­
handlung erster Instanz nach den allgemeinen Vor­
schriften. Nach'der Feststellung der Personalien des An­
geklagten ist die Formel des Urteils des Rechtsmitlel- 
oder Kassationsgerichts zu verlesen.

(2) Wird das erstinstanzliche Urteil in seinen tat­
sächlichen Feststellungen bestätigt und nur teilweise 
aufgehoben, ist nach der Feststellung der Personalien 
des Angeklagten das zweitinstanzliche Urteil vorzutra­
gen. Eines erneuten Vortrages der Anklage und einer 
Verlesung des Eröffnungsbcschlusses bedarf es nicht. Im 
übrigen gelten die allgemeinen Vorschriften für die 
Hauptverhandlung erster Instanz.

§256
Auswertung des Verfahrens

(1) Das Gericht ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Ursachen und Bedingungen von Straftaten 
durcii die verantwortlichen Staats- und Wirtschafts­
organe, Betriebe und anderen Einrichtungen, Genossen­
schaften und gesellschaftlichen Organisationen besei­
tigt werden, die Unduldsamkeit der Bürger gegenüber 
Straftaten verstärkt und neuen Straftaten vorgebeugt 
wird.

(2) Es hat dazu alle notwendigen Maßnahmen zu er­
greifen, insbesondere die gesellschaftlichen Kräfte in 
den Staats- und Wirtschaftsorganen, Betrieben und an­
deren Einrichtungen, Genossenschaften und Wohngebie­
ten zu informieren, Gerichtskritik zu üben, Hinweise zu 
geben und Beratungen zum Zwecke der Beseitigung der 
festgestellten Ursachen und Bedingungen von Straf­
taten mit den zuständigen Organen, Organisationen und 
Kollektiven zu führen.

(3) Werden von den verantwortlichen Leitern nicht 
die notwendigen Maßnahmen zur Beseitigung der Ur­
sachen und Bedingungen von Straftaten ergriffen, ist 
das Gericht verpflichtet, den Staatsanwalt und erfor­
derlichenfalls auch die Organe der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Inspektion zu informieren.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Beschleunigtes Verfahren

§257
Voraussetzungen

Im Verfahren vor dem Kreisgericht kann der Staats­
anwalt schriftlich oder mündlich den Antrag auf Ver­
handlung im beschleunigten Verfahren stellen, wenn 
der Sachverhalt einfach, der Beschuldigte geständig 
und die sofortige Verhandlung möglich ist.

§ 258
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit

(1) Das Gericht kann im beschleuniglen Verfahren 
auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, Haftstrafe, Ver­
urteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder öffentlichen 
Tadel erkennen. Zusätzlich zur Hauptstrafe sind Geld­
strafe, öffentliche Bekanntmachung der Verurteilung,

Aufenthaltsbeschränkung, Erlaubnisentzug und Ein­
ziehung von Gegenständen zulässig. Unter den gesetz­
lichen Voraussetzungen kann .Ausweisung als Haupt­
oder Zusatzstrafe ausgesprochen werden.

(2) Gegenüber Jugendlichen kann nur auf Aufer­
legung besonderer Pflichten durch das Gericht, Verur­
teilung auf Bewährung, Geldstrafe, öffentlichen Tadel 
oder Jugendhaft erkannt werden. Zusätzlich zur Haupt­
strafe sind Geldstrafe, öffentliche Bekanntmachung der 
Verurteilung, Erlaubnisentzug und Einziehung von 
Gegenständen zulässig. Unter den gesetzlichen Voraus­
setzungen kann Ausweisung als Haupt- oder Zusatz­
strafe ausgesprochen werden.

§259
Anklage und Anberaumung der Kauptverhandlung
(1) Stellt der Staatsanwalt den Antrag auf Einleitung 

des beschleunigten Verfahrens, wird ohne eine beson­
dere Entscheidung über die Eröffnung des Hauptver­
fahrens die Hauptverhandlung sofort durchgeführt oder 
mit kürzester Frist, anberaumt.

(2) Der Einreichung einer Anklageschrift bedarf es 
nicht. Wird eine Anklageschrift nicht eingereicht, wird 
die Anklage bei Beginn der Hauplverhandlung münd­
lich erhoben und ihr wesentlicher Inhalt in das Ver­
handlungsprotokoll aufgenommen.

(3) Der Ladung des Beschuldigten bedarf es nicht, 
wenn er auf sie verzichtet hat oder dem Gericht vor­
geführt wird. Mit der Ladung wird ihm mitgeteilt, was 
ihm zur Last gelegt wird. Die Ladungsfrist beträgt 
24 Stunden.

(4) Im übrigen gelten'für das Verfahren die allge­
meinen Bestimmungen.

§ 260
Ablehnung des beschleunigten Verfahrens

(1) Das Gericht kann von der Verhandlung im be­
schleunigten Verfahren bis zur Verkündung des Ur­
teils Abstand nehmen. Der Beschluß ist unanfechtbar.

(2) In diesem Falle bedarf es der Einreichung einer 
neuen Anklageschrift.

§261
Stellung des Verteidigers

(1) Der Verteidiger kann die Akten spätestens von 
der Stellung des Antrages des Staatsanwalts auf Ver­
handlung im beschleunigten Verfahren an einsehen.

(2) Spätestens von demselben Zeitpunkt an ist dem 
Verteidiger mit dem verhafteten Beschuldigten un­
bedingter schriftlicher und mündlicher Verkehr gestat­
tet.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t  

Hauptverhandlung gegen Flüchtige und Abwesende

§ 262
Voraussetzungen

(1) Gegen einen flüchtigen Beschuldigten oder Ange­
klagten kann die Hauptverhandlung durchgeführt wer­
den.


